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Revision der CO₂-Flottengrenzwerte – Kurskorrektur für Wettbewerbsfähigkeit, 
Innovation und Beschäftigung in Europa 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin von der Leyen, sehr geehrter Herr Fraktionsvorsitzender 
Weber,   

die anstehende Revision der CO₂-Flottengrenzwerte ist eine industriepolitische Rich-
tungsentscheidung von grundsätzlicher Bedeutung für Europa. Sie wird darüber ent-
scheiden, ob unser Kontinent seine industrielle Substanz und technologische Füh-
rungsfähigkeit behauptet – oder ob zentrale Wertschöpfung und Beschäftigung dauer-
haft verloren gehen.   

Baden-Württemberg, Bayern und Niedersachsen stehen wie kaum eine andere Region 
Europas für industrielle Stärke und Innovationskraft im Automobilbereich. Hundert-
tausende Arbeitsplätze, ein leistungsfähiger Mittelstand und global führende Unterneh-
men entlang der gesamten Wertschöpfungskette sind Ausdruck dieser Stärke. Gleich-
zeitig ist diese industrielle Basis in einem tiefgreifenden Transformationsprozess.   
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Klimaschutz ist für uns ein zentrales Ziel. Entscheidend ist jedoch, dass er mit wirt-
schaftlicher Stärke, Innovation und Beschäftigung zusammengedacht wird. Eine Regu-
lierung, die einzelne Technologien faktisch ausschließt oder politisch privilegiert, ge-
fährdet genau jene Innovationsdynamik, die für das Erreichen der Klimaziele notwendig 
ist.   

Vor diesem Hintergrund ist für uns klar: Die europäische CO₂-Flottenregulierung muss 
konsequent technologieoffen ausgestaltet werden. Entscheidend darf nicht sein, welche 
Antriebstechnologie im Fahrzeug eingesetzt wird, sondern ob sie tatsächlich zur CO₂-
Minderung beiträgt. Die Position der Bundesregierung macht zu Recht deutlich, dass 
auch Fahrzeuge, die mit erneuerbaren Kraftstoffen betrieben werden, im Rahmen der 
Flottenregulierung als klimaneutrale Lösungen anerkannt werden müssen. Ein regula-
torischer Ansatz, der diese Optionen faktisch ausblendet, würde nicht nur industriepo-
litisch falsche Signale senden, sondern auch das Klimaschutzziel selbst untergraben.   

Ebenso notwendig ist eine echte Flexibilisierung der Zielerreichung. Die Transformation 
der Automobilindustrie ist komplex, investitionsintensiv und von globalen Markt-
bedingungen geprägt. Sie lässt sich nicht durch starre Zielarchitekturen oder zusätzliche 
Einzelvorgaben beschleunigen. Was es stattdessen braucht, sind verlässliche Rah-
menbedingungen, die Investitionen ermöglichen, Innovationen fördern und unterneh-
merische Entscheidungen nicht durch zusätzliche Eingriffe einengen.   

In diesem Zusammenhang sehen wir insbesondere zusätzliche regulatorische Eingriffe 
wie eine verpflichtende Vorgabe für Unternehmensflotten äußerst kritisch. Eine solche 
Regulierung würde tief in unternehmerische Entscheidungen eingreifen, zusätzliche 
Bürokratie schaffen und insbesondere mittelständische Betriebe unverhältnismäßig 
belasten, ohne einen entsprechend wirksamen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Die 
Bundesregierung hat diesen Ansatz daher zu Recht abgelehnt. Auch bei Supercredits 
ginge eine einseitige Bevorzugung nach Fahrzeuglänge oder einzelnen Fahrzeugseg-
menten zulasten von Innovation und Wertschöpfung. Die Bundesregierung hat auch dies 
zu Recht abgelehnt.  

Baden-Württemberg, Bayern und Niedersachen sind die Herzkammern des deutschen 
Automobilbaus. Hier werden Fahrzeuge, Antriebe, Komponenten, Software und Pro-
duktionsverfahren entwickelt, die weltweit Maßstäbe setzen. Hunderttausende Be-
schäftigte, mittelständische Zulieferer, Handwerksbetriebe und Familienunternehmen 
stehen für eine industrielle Stärke, die unser Land über Jahrzehnte getragen hat. Diese 
Stärke dürfen wir nicht durch falsche politische Vorgaben gefährden. Wir brauchen jetzt 
eine Politik, die Klimaschutz, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung zusammen 
denkt.   

Deutschland darf sich nicht kleiner machen, als es ist. Unsere Automobilindustrie ist 
nicht das Problem, sondern ein entscheidender Teil der Lösung. Wer Klimaschutz ernst 
meint, muss dafür sorgen, dass die besten Technologien hier entwickelt, produziert und 
exportiert werden. Dafür brauchen unsere Unternehmen Freiheit zur Innovation statt 
Detailsteuerung durch den Staat.   
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Wir erwarten daher, dass im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine klare Kurskorrektur 
erfolgt: hin zu echter Technologieoffenheit, zu einer flexiblen und praxistauglichen 
Ausgestaltung der Zielerreichung und zu einem klaren Bekenntnis für Wettbewerbsfä-
higkeit und industrielle Substanz in Europa.   

Es geht nicht um einzelne Regelungsfragen.  

Es geht um die industrielle Zukunft Europas.   

Mit freundlichen Grüßen 
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